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durch technische Entwicklungen wie Multi 

media und spezielle EDV-Programme, be 

rühren und Anpassung erfordern. 

Grundsätzlich ist festzustellen: die Wirt 

schaft und unser Rechtssystem werden 

auch in einem vereinten Europa den frei 

beruflichen, unabhängigen und nicht wei 

sungsgebundenen Kfz-Sachverständigen 

benötigen. Es ist unsere Aufgabe, Entwick 

lungsprozesse flexibel zu bewältigen und 

uns entschieden gegen existenzgofährden-

de Vorgänge, wie sie zur Zeit zum Teil durch 

die Versicherungswirtschaft versucht wer 

den, zu wehren. Hier plädiere ich für Ge 

spräche, um Positionen klarzustellen und 

dort vernünftige Kompromisse zu schlie 

ßen, wo sie möglich sind. 

Wenn uns gelingen könnte, von falschen 

und nachteiligen "Freund-Feind-Bildern" 

zu einer nüchternen Betrachtung der Aufga 

ben der Sachverständigen zu kommen und 

wir uns auf Entwicklungen und Erfordernis 

se einstellen, ohne unsere grundsätzliche 

Position, die Unabhängigkeit, aufzugeben, 

wage ich die anfänglich genannte vorsichti 

ge Beurteilung: 

Der qualifizierte, freiberufliche Kfz-Sachver-

ständige hat nach einem zur Zeit noch zu be 

wältigenden Anpassungsprozeß eine gute 

Zukunft. 

WERTERMITTLUNGEN 

Prof. Roland R. Vogel 

Zur Einschätzung von investiven Maßnahmen durch Nut-

ungsberechtigte gemäß Sachenrechtsbereinigungsgesetz 

aussetzungen 

Auf dem Gebiet der ehemaligen DDR gibt es zahlreiche als „Über 
lassungsverträge" bezeichnete Rechtsverhältnisse (im Sinne des 

Artikels 232 § 1 a des Einführungsgesetzes zum BGB), für die be 

sondere gesetzliche Regelungen getroffen worden sind. In diesem 

Beitrag soll ein bestimmter Aspekt der Rechtsverhältnisse be 

leuchtet werden, der bei damals abgeschlossenen Überlassungs 
verträgen heute eine Rolle spielt. Es geht hier aber ausdrücklich 

nicht um ÜberSassungsverträge über seinerzeit unbebaute Grund 

stücke. Es geht hier um Fälle, in denen den Nutzungsberechtigten 

seinerzeit schon bebaute Grundstücke überlassen worden sind. 

In der Regel handelt es sich um Vorgänge, bei denen die damali 

gen Eigentümer das Gebiet der ehemaligen DDR verlassen hatten 

und ihre Ein- bzw. Zweifamilienhäuser zurückgelassen haben. Die 

se wurden vorerst einer staatlichen Zwangsverwaltung unterstellt 

und dann einer Nutzung zugeführt: Das Wohnhaus wurde in der 

Regel vermietet. Auf diesem Wege wurde neuen Mietern aufgrund 

eines (mit der damaligen Kommunalen Wohnungs-Verwaltung, 

KVW) abgeschlossenen Mietvertrages die Nutzung der Räume zu 

*L inzwecken zugewiesen. 

i Fällen wurde später mit dem bestehenden Mieter oder 

Dritten ein „Überlassungsvertrag" abgeschlossen. Darin 

überläßt der staatliche Zwangsverwalter dem oder den Berechtig 

ten die Nutzung von Haus und Grundstück. Im Zuge des Abschlus 

ses des Überlässungsvertrages waren die Nutzungsberechtigten 

verpflichtet, den damals in der DDR-Zeit festgestellten Wert des 

Grundstücks nebst baulicher Anlagen (der Wert wurde regelmäßig 

in einem Wertgutachten nach den damaligen staatlichen Vorgaben 

ermittelt) in Mark der DDR auf einem Hinterlegungskonto, z.B. der 

Sparkasse, zu hinterlegen. Dieses ist in allen bekannt gewordenen 

Fällen auch erfolgt. 

In der Regel wurde die Gültigkeitsdauer solcher Überlassungsver 

träge vorerst mit 30 Jahren vereinbart. Häufig wurde in einer Zu 

satzvereinbarung die Gültigkeitsdauer auf Lebenszeit der Nutzer 

verlängert. Diese zeitlichen Begrenzungen sind gem. Art. 1 des 

Schuldrechtsänderungsgesetzes (SchuldRÄndG), dem Schuld-
rechtsanpassungsgesetz (SchuldRAnpG), nach § 34 nunmehr ge 

genstandslos, sie gelten als unbefristet geschlossen. Die vertrag 

lich vereinbarten Laufzeiten haben keine Bedeutung mehr. Sämt 

liche vertraglichen Bestimmungen derartiger Überlassungsverträge 

sind grundsätzlich ab dem 1.1.1995 unwirksam. 

Hier sei angemerkt, daß bezüglich der Nutzungsentschädigung 

an den Grundstückseigentümer jetzt durch entsprechende Rege 

lungen in § 34 ff. SchuldRAnpG ein Wahlrecht besteht, nach dem 

der Eigentümer es entweder bei der bisherigen Regelung belassen 

kann oder nach den mietrechtlichen Vorschriften einen Mietzins 

verlangen kann. [Nähere Einzelheiten hierzu können dem Kommen 

tar zum SchuldRÄndG entnommen werden (Schnabel: Schuld-

rechtsänderungsgesetz, Grundeigentum-Verlag, Berlin, 1995).] 

In solchen mir vorgelegten Überlassungsverträgen bestätigten die 

Nutzungsberechtigten zum Teil auch formularmäßig, das Grund 

stück in einem einwandfreien Zustand erhalten zu haben. Ferner 

wurde die Bereitschaft des staatlichen Verwalters verankert, vom 

Nutzer bereits erbrachte und während der Dauer des Vertrages 

herbeigeführte Werterhöhungen durch eine Höchstbetrags-Siche-

rungshypothek am Grundstück zugunsten des Nutzers sichern zu 

lassen. Für diesen Fall wurde der Nutzer verpflichtet, bautechni 

sche Unterlagen, Kostenanschläge, ggf. Handwerkerrechnungen 

usw. dem staatlichen Verwalter vorzulegen. So sollte ein möglicher 

Anspruch des Nutzers auf Eintragung einer von ihm erbrachten 

Wertsteigerung anerkannt werden können. Diese grundbuchliche 

Sicherungsmöglichkeit ist in § 37 (3) SchuldRÄndG übergeleitet 

und damit fortgeschrieben worden. 

Ferner wurde die Eintragung eines Vorkaufsrechtes zugunsten der 

Nutzungsberechtigten eingeräumt. Dieses ist regelmäßig auch ein 

getragen worden. Dieses vertragliche Vorkaufsrecht ist durch die 

neuen gesetzlichen Regelungen weggefallen, dem Eigentümer steht 

sogar grundsätzlich ein Anspruch auf Löschung der Eintragung zu. 

Das Vorhandensein eines damals abgeschlossenen Überlässungs 

vertrages ist insoweit für die Beurteilung der Rechtsfolgen bedeu 

tungsvoll, als sich aufgrund dieser vertraglichen Vereinbarung un 

ter anderem ableitet, welche der jetzt geltenden gesetzlichen Re 

gelungen 

a) des Sachenrechtsbereinigungsgosetzes (SachenRBerG - in der 

Fassung des Art. 1 Sachenrechtsänderungsgesetz vom 21.9.1994, 

BGBI. I Seite 2457 ff.) einerseits, oder konkurrierend hierzu des 

b) Schuldrechtsanpassungsgesetzes [SchuldRAnpG in der Fassung 

des Art. 1 Schuldrechtsänderungsgesetz (SchuldRÄndG) vom 
21.9.1994, BGBI. I Seite 2538] 

zur Anwendung kommen und somit die weitere Verfahrensweise 

bestimmen. 
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Infolge der Hinterlegung des seinerzeit aufgrund staatlicher Vor 

gaben festgestellten Wertes von Grundstück und Gebäude fühlten 

sich die Nutzer nach damaligem DDR-Empfinden als Eigentümer, 

obwohl sie wußten, daß sie es im eigentlichen Sinne nicht waren. 

Derartige Unterscheidungen wurden damals aber durchweg nicht 

gemacht, und diese Einstellung war allgemein. 

Die Nutzer haben über all die Jahre in vielen Fällen die Häuser 

nicht einfach nur bewohnt und laufend die Maßnahmen bewirkt, 

die auch ein Mieter auf sich genommen hätte. Sie haben auch 

bauliche Maßnahmen durchgeführt, und zwar Modernisierungen 

und/oder Um- bzw. Anbauten. Sie haben sich eben so verhalten, 

wie sich auch ein sonstiger Eigentümer mit seinem Besitz verhal 

ten würde, dessen Nutzung von niemandem streitig gemacht wird. 

Nach der Wiedervereinigung wurde die jetzige Problematik offen 

bar. Der Alteigentümer und der Inhaber des Überlassungsvertra-
ges standen sich gegenüber, häufig streitig. Jetzt wollte der Ge 

setzgeber aus politischen und sozialen Gründen die Investitionen 

der Nutzungsberechtigten schützen. Er gesteht ihnen zu, daß Über 
lassungsverträge über bebaute Grundstücke als Besonderheit in 

das SachenRBerG einbezogen sind, wenn bestimmte Bedingun 

gen erfüllt sind. Dann nämlich hat der Nutzungsberechtigte das 

Recht, das Grundstück nebst Gebäuden zu einem privilegierten 

Weis zu kaufen bzw. ein Erbbaurecht eingeräumt zu erhalten. Zur 
^»Bedingung wird gemacht, daß die Nutzungsberechtigten beacht 

liche bauliche Maßnahmen am Gebäude aufgebracht haben muß 

ten. Als beachtlich sollen die Maßnahmen dann angesehen wer 

den, wenn die Nutzer 

a) die Wohn- oder Nutzfläche des Gebäudes um mehr als 50 % 

vergrößert haben, oder 

b) Aufwendungen für bauliche Investitionen erbracht haben, die 

die Hälfte des Sachwertes des Gebäudes ohne Berücksichti 

gung der baulichen Investitionen des Nutzers zum Zeitpunkt 

der Vornahme der Aufwendungen überstiegen [SachenRBerG 

§12(2)2.). 

Der Fall oben zu a) soll hier nicht behandelt werden, er ist in der 

Regel der einfachere Fall, der in § 12 (2) 1. SachenRBerG geregelt 

ist. Denn die Vergrößerung der Nutzfläche ist ein quantitatives 

Problem, nicht das einer Wertermittlung. 

In diesem Beitrag soll es um den Fall oben zu b) gehen. Er birgt 

viele Zweifelsfragen und damit auch viel Zündstoff in sich. Man muß 

sich die von beiden Seiten - jeweils für sich gesehen - subjektiv 

verständliche Situation vor Augen führen: Hier der wieder (wenn 

ch nur bedingt) in seine Rechte eingesetzte Grundstückseigen 

tümer, dem der Nutzer gegenübersteht, der seit Jahren oder gar 

Jahrzehnten das Haus als „seins" empfindet und sich auch so ver 

halten hat. Man kann ermessen, daß hier eine stark emotionsge 

ladene Atmosphäre entstanden ist, in die der Sachverständige hin 

eingezogen wird. 

Darstellung anhand eines Praxis-Beispieles 

Für die nachfolgenden Darlegungen wird ein typischer Fall zu 

grunde gelegt, anhand dessen die Methode der Abgrenzung und 

Wertfindung dargestellt wird und auch Zweifelsfragen und Beson 

derheiten problematisiert werden. 

Das Gesetz ist in manchen Punkten nicht eindeutig. Daher will ich 

beschreiben, wie ich in meiner Praxis als Sachverständiger für 

Wertermittlungen solche Bewertungsfälle bearbeitet habe. Aufgabe 

des Sachverständigen in einem solchen Vorgang ist es, in seinem 

Gutachten zuerst zu überprüfen, ob die baulichen Investitionen 

des Nutzers jeweils die Grenze von 50 % am Zeitwert des Ge 

bäudes überschritten haben oder eben nicht. Diese Prüfung wird 

hier beschrieben. 

Die Berechtigten hatten einen Überlassungsvertrag seit dem 

1.7.1971. Weitere, die Bewertung bestimmende Faktoren sind die 

einzelnen, sich aus den Gesetzestexten des SachenRBerG sowie 

SchuldRAnpG ergebenden Sachverhalte, soweit sie in diesem kon 

kreten Fall vorliegen. [Anmerkung: in diesem Zusammenhang ver 

weise ich auf den Aufsatz von Schnabel in Grundeigentum 8/1995 

(Grundeigentum-Verlag, Berlin, S. 450 ff.) sowie auf die Beispiel 

rechnung von Noack und Bischoff im selben Heft (S. 459 ff.).] 

Als Gebäude im Sinne dieser Vorschrift ist hier das Eigenheim im 

Sinne von § 5 Abs. 2 SachenRBerG zu verstehen. Dort ist definiert: 

(2) Eigenheime sind Gebäude, die für den Wohnbedarf bestimmt 

sind und eine oder zwei Wohnungen enthalten. Die Bestimmungen 

über Eigenheime gelten auch für mit Billigung staatlicher Stellen 

errichtete Nebengebäude (wie Werkstätten, Lagerräume). 

Eindeutig ist somit, daß die gesetzliche Regelung ausschließlich 

auf die dem Wohnen dienenden Baulichkeiten zielt. Auf § 5 Schuld 

RAnpG mit seiner weitergehenden Fassung des Begriffes „Bau 

werke" ist ausdrücklich nicht abgestellt. Somit können nachfolgend 

nur Maßnahmen in Betracht gezogen werden, die seitens der Be 

rechtigten des Überlassungsvertrages an dem Bauwerk selbst er 

bracht worden sind. 

Auf dem Beispiels-Grundstück befinden sich also ein Einfamilien* 

haus in massiver Bauart, das zu Wohnzwecken genutzt wird, sowie 

ein Garagenanbau, beide in unterschiedlichen Erhaltungszustän 

den; des weiteren ein Schuppen, der aus verschiedenen Materia 

lien in leichter Bauart zusammengesetzt wurde, der im wesentli 

chen als nicht mehr zeitgemäß und nicht erhaltungswürdig einge 

stuft wird. 

Der Weilbestimmung unterliegen nur das vorhandene Gebäude, 

das der Wohnungsnutzung dient und dessen Räume im Sinne der 

II. BV §§ 42 ff. vom 2.10.1990 den Wohn- und Nutzflächen zuge 

ordnet v/erden können, sowie ggf. auch die Garage (hierzu unten 

mehr). 

In einem solchen Gutachten ist - wie bei einem Wertermittlungs 

gutachten - die gesamte bauliche Situation zu bescfireiben, um 

dem Leser des Gutachtens einen Eindruck über die Baulichkeiten 

zu vermitteln. Darauf soll hier in dieser Darstellung verzichtet wer 

den. Bei dieser Baubeschreibung ist schon auf die Maßnahmen 

einzugehen, die vom Nutzer als sein Beitrag benannt werden. 

Häufig ist es so, daß an der baulichen Substanz der Einfamilien 

häuser, also im Rohbaubereich, wesentliche Veränderungen nich 

vorgenommen worden sind. Vorwiegend handelt es sich bei den 

erbrachten Leistungen um solche, die dem Ausbau zuzurechnen 

sind. Da es sich bei den Inhabern solcher Überlassungsverträge 

zum Teil auch um privilegierte Personen der damaligen DDR han 

delte, wurden von diesen vielfach Wertverbesserungen durchge 

führt, und zwar auch solche, die dem Normalbürger mangels Zu 

gang zu Materialien verwehrt blieben. 

Vorgehensweise und Besonderheiten 

Bei einer solchen Wertermittlung ist nach dem allgemeinen Sach 

wertverfahren vorzugehen. Die zutreffende Sachwertermittlung 

gehört zum einfacheren Handwerkszeug des Sachverständigen. 

Die Ermittlung des umbauten Raumes, Zuordnung eines ange 

messenen Raummeterpreises, der Baunebenkosten, des zutreffen 

den Bauindexes, Einschätzung der Gesamtlebens- und der Rest 

nutzungsdauer ergibt bei richtigen Ansätzen nach Abzug der Wert 

minderungen wegen Alters und auch wegen Schäden den Sach 

wert. Der Sachwert ist also die Zusammenfassung der Werte der 

Gebäude auf dem Grundstück, ohne Ansatz von Außenanlagen. 

Somit kann der Zeitwert der Bausubstanz am Stichtag der Wert 

ermittlung festgestellt werden. 
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An dieser Stelle ist wesentlich, wie der Gebäudezeitwert bestimmt 

wird. Wertermittlungsmethoden der ehemaligen DDR können hier 

nicht herangezogen werden, da diese keinen „nahtlosen Übergang" 

zu den Methoden bieten, die seit der Wirtschafts- und Währungs 

union in ganz Deutschland zugrunde gelegt wurden. Der Gesetz 

geber hat sich für die Wertermittlungsmethoden entschieden, die 

nach bundesdeutschem Recht anwendbar sind. Hier sind insbe 

sondere die Wertermittlungsverordnung (WertV 88) und die Wert-

ermiltlungsrichtlinien (WertR 91/76) zu nennen. Wenn nach der 

Wiedervereinigung die nunmehr allgemein im Bundesgebiet gel 

tenden Bewertungsansätze zu unterstellen sind, widerspricht es 

der Logik, wenn vor dieser Zeit andere Maßstäbe angelegt werden 

sollten. Es kann hier also sachgerecht nur so vorgegangen wer 

den, daß die „Ost-"Gebäude so behandelt werden, als stünden sie 

auch zu DDR-Zeiten solchen Gebäuden gleich, die in derselben 

Bauart etc. im Westen vorhanden waren. Dieser theoretische 

„Transport" der Gebäude von Ost nach West ist nicht nur zulässig, 

sondern zwingend geboten. Nur so kann eine Kontinuität der Wert 

ermittlung erreicht werden. Es ist also zu den jeweiligen Werter 

mittlungsstichtagen der jeweilige Bundes-Bauindex bzw. auch ggf. 

ein regionaler Index anzuwenden. 

gichermaßen wäre auch eine Alterswertminderung nach bundes-

1 deutschen Methoden zu wählen. Dieses ist bei der Alterswert-

f^iderung des Gebäudes auch zu bejahen. Für die investiven Maß 
nahmen des Nutzers lege ich aus Gründen der Vereinfachung al 

lerdings eine lineare Wertminderung zugrunde. Dieses wird wegen 

der deutlich kürzeren Lebensdauer der im wesentlichen zu be 

trachtenden Ausbauteile als sachgerecht eingeschätzt. 

Insgesamt sind also, da nach dem Beitritt ohnehin bundesdeutsche 

Verhältnisse zugrunde zu legen sind, diese auch für den Zeitraum 

vor der Wende zu simulieren. 

Reparaturrückstau 

Problematisch kann in diesem Zusammenhang die Einschätzung 

einer technischen Wertminderung wegen Schäden (Reparatur 

rückstau) für zurückliegende Zeitpunkte sein. In der Regel wird eine 

sichere Feststellung für zum Teil weit zurückliegende Zeitpunkte 

nicht möglich sein. Daher habe ich bislang keine Möglichkeit ge 

sehen, zu zurückliegenden Zeitpunkten ohne hinreichend zweifels 

freie Beurteilung eines möglichen Reparaturrückstaues diesen in 

die Überlegungen einzuführen. Lediglich zum aktuellen Termin, al-

zur Besichtigung des Objektes, dürfte es möglich sein, eine 

«Einschätzung abzugeben. 

Das Einführen des Reparaturrückstaues bringt, soweit es sich 

nicht um Schäden an den vom Nutzer eingebrachten Sachen oder 

Bauteilen handelt, den Gebäudewert des Eigentümers „nach un 

ten" und begünstigt im Zeitpunkt der Ortsbesichtigung natürlich 

den Nutzer. Dieses ist gerechtfertigt. Zu beachten ist, daß eine 

technische Wertminderung wegen Schäden natürlich auch an den 

Bauteilen zu berücksichtigen wäre, die vom Nutzer eingebracht 

worden sind. 

Über die Ansätze der technischen Wertminderung wegen Schä 
den lagen im vorliegenden Fall - außer für den Termin der Orts 

besichtigung - keinerlei Informationen vor. So konnten Ansätze 

für eine Technische Wertminderung wegen Schäden lediglich für 

den zeitnahen Besichtigungstermin berücksichtigt werden. Man 

gels Nachweisen konnte ein Reparaturrückstau für frühere Termine 

nicht angesetzt werden. In Fällen, in denen der Überlassungsver 

trag den auch vom Nutzer als mangelfrei bestätigten Zustand zu 

Beginn des Vertragsverhältnisses belegt, ist ein Hinweis zu finden, 

daß zu diesem Zeitpunkt ein Ansatz nicht gerechtfertigt gewesen 

wäre. In allen anderen Fällen wird es wegen des lange zurücklie 

genden Zeitpunktes kaum mehr möglich sein, einen sachgerecht 

erhobenen Reparaturrückstau zu bestimmen. In diesen Fällen ist 

davon auszugehen, daß mangels Nachweises ein solcher Ansatz 

nicht angesetzt werden kann. 

Abgrenzung in „nachweisbare" und „nicht nachweisbare" 

Maßnahmen 

Dem Sachverständigen werden bei einer Ortsbesichtigung eine 

Vielzahl von einzelnen Maßnahmen geschildert, die teils offensicht 

lich und erkennbar sind (z.B. Einbau einer Heizung), zum Teil aber 

auch verborgen sind (z.B. frühere Maßnahmen gegen drücken 

des Wasser am Keller-Außenmauerwerk). Hier muß abgegrenzt 

werden, welche Maßnahmen wie zu berücksichtigen sind. 

Das Gesetz geht davon aus, daß es unterschiedlich zu beurtei 

lende Arten von Investitionen des Nutzungsberechtigten gibt: 

Zum einen sind es die vom Nutzungsberechtigten nicht nachweis 

baren baulichen Investitionen [§ 12 (2) Ziffer 2 Buchstaben a) und 

b) SachenRBerG]. Für diese Maßnahmen gibt der Gesetzgeber 

die pauschale Berechnung der investiven, nicht nachweisbaren 

Aufwendungen des Nutzers vor, und zwar in Höhe von 2 % p.a. 

des Zeitwertes des Gebäudes zum Zeitpunkt der Überlassung, 

begrenzt auf 5 Jahre. Für alle weiteren Jahre der Überlassung bis 

einschließlich 2. Oktober 1990 gewährt das Gesetz dem Nutzungs 

berechtigten eine Pauschale von 0,5 % p.a. Hierunter fallen alle 

Maßnahmen, für die keine Belege bzw. unstreitige Nachweise er 

bracht werden können, weiterhin solche Maßnahmen, die zwar er 

bracht sein könnten, jedoch nicht mehr nachvollzogen werden 

können (z.B. Innen-Putzarbeiten unter aufgebrachter Beschichtung 

der Wände mit Tapete oder Holzpaneelen). Für derartige, ggf. auch 

streitige Investitionen ist ausdrücklich die (großzügige) Pauscha 

lierung gedacht. Da der Gesetzgeber ausdrücklich die nicht nach 

gewiesenen Maßnahmen zugunsten der Nutzungsberechtigten 

pauschaliert, entsteht diesem auch bei fehlenden zweifelsfreien 

Nachweisen der von ihm angeführten Maßnahmen kein wesentli 

cher Nachteil, da ihm diese Maßnahmen im Zuge der Pauscha 

lierung ohnehin angerechnet werden. 

Alle anderen investiven Maßnahmen des Nutzers fallen dement 

sprechend nach der Systematik des Gesetzes logischerweise un 

ter die Rubrik der „nachweisbaren" baulichen Investitionen. Nach 

weisbar heißt hier auch, daß es dem Nutzer obliegt, diese nach 

zuweisen. 

Der Nachweis für diese Investitionen kann durch Vorlage nach 

prüfbarer Belege erbracht werden. Aus diesen kann das Ausfüh 

rungsjahr und der Leistungsumfang abgelesen werden. Keines 

falls ist auf die Kostenansätze abzustellen, denn diese sind, wie 

oben dargelegt, auf damalige „westdeutsche" Verhältnisse abzu 

stellen. Insgesamt wäre das aber der einfachere Fall. 

In den meisten Fällen ist es so, daß die (auch im Überlassungs 

vertrag schon vorgesehenen) Nachweise über erbrachte investive 

Maßnahmen nicht vorgelegt werden. Statt dessen werden chrono 

logische, detaillierte Erinnerungsprotokolle hinsichtlich erbrachter 

Leistungen mit Zeitangaben vorgelegt, ohne daß diesen nachprüf 

bare Belege beiliegen. Solche Nachweise müssen für die Überle 
gungen herangezogen werden können. 

Es muß dem Nutzer auch möglich sein - unabhängig von einem 

durch ihn zu führenden Nachweis -, durch „Vorweisen" seiner in 

vestiven Maßnahmen einen Beweis zu erbringen, daß diese Maß 

nahmen tatsächlich erfolgt sind, auch wenn Rechnungsbelege 

nicht zur Verfügung gestellt werden können. Das ist im Gebiet der 

früheren DDR auch sachgerecht, da in vielen Fällen derartige bau 

liche Leistungen in Eigenleistung oder auch mit Nachbarschafts 

hilfe erbracht worden sind. Es wäre unbillig, die aufgestellten Maß 

nahmen nicht zu berücksichtigen, wenn sie noch erkennbar sind. 
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Zwar liegen im Falle solcher pauschalen Aufstellungen schlüssige 

Belege nicht vor. Es ist dem Sachverständigen jedoch möglich, 

die Aufwendungen für die noch erkennbaren Maßnahmen anhand 

üblicher Anteile von Neubaukosten am Gesamtgebäude mit hin 

reichender Genauigkeit einzuschätzen (s.u.). (In 

den Fällen, in denen die Aufwendungen zwar noch 

erkennbar sind, aber partout keine Klärung über 

den Zeitpunkt der Durchführung der Maßnahmen 

gefunden werden kann, schreibt das Gesetz eine 

Festlegung unter den Bedingungen des 2. Oktober 

1990 vor.) 

Berücksichtigungsfähige Maßnahmen 

Zur Bestimmung von vermutlich durchgeführten, 

noch erkennbaren Aufwendungen bzw. Investitio 

nen durch den Nutzer wird nochmals auf die Syste 

matik des SachenRBerG verwiesen. Danach sind 

sämtliche seit Vertragsbeginn des Überlassungs 
vertrages aufgewandten und auch nachweisbaren 

Investitionen zugunsten der Berechtigten zu be 

rücksichtigen, die der Erhaltung oder Verbesserung 

bzw. dem Ausbau der Wohnflächen des Gebäudes 

dienten. Darunter werden hier alle nachvollziehbaren 

^Maßnahmen am Gebäude verstanden, die der Ge 

bäude-Instandhaltung dienten, kurz gesagt, alle Maß 

nahmen, die über die Pflichten eines normalen Woh 

nungsmieters hinausgingen. 

Uneingeschränkt begünstigt sind alle Maßnahmen, 

die am Gebäude selbst vom Zeitpunkt des Begin 

nes des Überlassungsvertrages bis einschließlich 

2. Oktober 1990 erbracht worden sind - und auch 

nachweisbar sind. Um nun die im Vertrags-Zeit 

raum, bis einschließlich 2. Oktober 1990, vom Nut 

zer angemeldeten Maßnahmen sachgerecht einzu 

ordnen, wurden hier zunächst alle Maßnahmen am 

Gebäude untersucht, die in einer solchen, mir über-

gebenen Aufstellung der Nutzungsberechtigten be 

nannt sind. Soweit in den Listen Maßnahmen zum 

Beispiel für Gartenanlagen, Wegebefestigungen etc. 

enthalten sind, scheiden diese aus (s.u.). Diese 

werden also nicht weiter behandelt. 

Folgende Daten über das Beispiels-Gebäude wur-

zur Verfügung gestellt: 

Errichtung des ursprünglichen Wohn-

gebäudes 

Einzug des 1. Mieters, Eltern der heu 

tigen Nutzer 

Brand im Gebäude, Instandsetzung 

durch die ehemalige KWV 

Einzug der jetzigen Nutzungsberech 

tigten, als Mieter 

Lt. Angabe Durchführung einzelner 

baulicher Maßnahmen durch die der 

zeitigen Grundstücksnutzer noch in 

ihrer Eigenschaft als Mieter 

Inkrafttreten des Überlassungsvertra 

ges 

Lt. Angabe der Nutzungsberechtigten 

Durchführung mehrerer baulicher In 

vestitionen durch die derzeitigen 

Grundstücksnutzer 

Weitere bauliche Investitionen zur 

Verbesserung der Haussubstanz 

Es stellten sich die nachfolgend berücksichtigten Maßnahmen 

heraus. Da hierfür keinerlei Belege beigebracht werden konnten, 

war nach Augenschein festzustellen, welche Maßnahmen noch er 

kennbar waren. 

Baujahr 

Lt. Angabe 1935 

Lt. Angabe ca. 1963 

Lt. Angabe ca. 1968 

Lt. Angabe 1970 

1970-1971 

1.7.1971 

1971 - 1984 

1990 - 1995 
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In der Aufstellung ist darauf verzichtet worden, für die einzelnen 

Maßnahmen auch die Zeiträume anzugeben. Diese ergeben sich 

aus der tabellarischen Aufstellung (s.u.). 

Bei diesen geschilderten Investitionen mußte nun eingeschätzt 

werden, welche Maßnahmen in die Gruppe der (durch Augen 

schein) nachweisbaren, und welche in die Gruppe der nicht nach 

gewiesenen Maßnahmen gehören. Entscheidendes Kriterium hier 

für ist, ob die Maßnahmen als eindeutig erkennbar und von den 

Nutzungsberechtigten durchgeführt eingestuft werden können. 

Anläßlich der Ortsbesichtigung ließ sich überprüfen, welche Maß 

nahmen eindeutig als von den Nutzungsberechtigten eingebracht 

festgestellt werden konnten. Hierbei schieden alle unklaren und 

„verdeckten" Maßnahmen aus, für die keine sonstigen Nachweise 

vorgelegt werden konnten. 

Alle Maßnahmen, die oben mit *) gekennzeichnet worden sind, 

schieden nach der durchgeführten Ortsbesichtigung aus der Grup 

pe der nachgewiesenen Maßnahmen aus. Sie waren in die Gruppe 

der nicht nachgewiesenen Maßnahmen einzureihen. So werden 

alle nicht mehr nachvollziehbaren Arbeiten unter die „nicht nach 

weisbaren" baulichen Investitionen subsumiert, die mit der pau-

halen Anrechnung begünstigt sind. 

)gischerweise gehören alle aufgelisteten Maßnahmen, die ein 

solches Negativ-Merkmal [*)] nicht tragen, zu den „nachweisbaren" 

Maßnahmen. 

Wahl der Wertermittlungsstichtage 

Das Gesetz sagt, daß als Wertermittlungsstichtag der „Zeitpunkt 

der Vornahme der Aufwendungen" zu wählen ist. Auslegungen zu 

diesem Passus gibt es noch nicht. Klar ist: Wenn bei Abschluß der 

Maßnahme der Wert dieser Maßnahme 50 % des Gebäudezeit 

wertes übersteigt, liegt ein privilegierter Fall vor. Diese Formulie 

rung könnte so verstanden werden, daß bei Durchführung von 

einzelnen Maßnahmen jeweils für den Abschluß einer einzelnen, 

auch noch so kleinen Maßnahme, diese dem Zeitwert der baulichen 

Anlagen des vorhandenen Gebäudes gegenübergestellt werden 

soll. Bei dieser Art der Auslegung wäre der Nutzungsberechtigte 

ggf. benachteiligt, da häufig nur eine Summe von kleineren, zeit 

lich auch etwas gestreckten Einzelmaßnahmen eine Gesamtheit 

ergeben, die als „investive Maßnahme" verstanden werden können, 

'as Vorgehen ist auch unverhältnismäßig aufwendig. Als prakti-

:abel kann nur angesehen werden, daß zeitlich zusammenhän-

mde Maßnahmen auch zusammengefaßt werden dürfen. Bei ei-

1er längerdauernden Einzelmaßnahme ist ohnehin eine sachliche 

Zusammenfassung vorzusehen, was durch die Auslegung „Ab 

schluß der Maßnahme" geklärt sein dürfte. Dies wird in weniger 

kritischen Fällen als sinnvoll angesehen, um zu vermeiden, daß die 

Bearbeitung durch Berücksichtigung zu vieler Einzel-Zeitpunkte 

unverständlich wird. Gleichfalls wird dadurch vermieden, daß bei 

zu geringen Zeitabständen des Zusammenfassens nur kleine 

Maßnahmen erfaßt werden, deren einzelne Höhe nicht in den Be 

reich kommt, daß sich hieraus die vom Gesetz gewollten Rechts 

folgen ergeben. Allerdings sollte eine solche Zusammenfassung 

bei ineinandergreifenden Zeiträumen unterschiedlicher Maßnah 

men nicht über Gebühr ausgedehnt werden. 

Also ist nach den Bestimmungen des § 12 Abs. 2 Nr. 2 SachenR-

BerG die Wahl des Wertermittlungsstichtages abhängig vom Zeit 

punkt der Durchführung der investiven Maßnahme. Als Wertermitt 

lungsstichtag ist der Zeitpunkt der Vornahme (gemeint wohl: des 

Abschlusses) der Aufwendungen zu wählen. Die Maßnahmen, die 

die Nutzungsberechtigten' erbracht haben und die auch berück 

sichtigungsfähig sind, sind bei der Gebäude-Zeitwertermittlung 

des betreffenden Wertermittlungsstichtages nicht in Ansatz zu 

bringen. Es muß also zum Vergleich der Summe der Investitionen 

der Nutzungsberechtigten immer der „unausgebaute" Zustand des 

zu beurteilenden Hauses herangezogen werden. 

Die so aufgeschlüsselten investiven Leistungen konnten im Bei 

spielsfall aufgrund der Angaben der Nutzer in die geschilderten 

zeitlichen Zusammenhänge zusammengefaßt werden. 

Von den Nutzungsberechtigten sind Zeitpunkte für einzelne Maß 

nahmen benannt worden. Im wesentlichen führen sie an, erstmalig 

zwischen 1971 und 1974 Leistungen investiert zu haben. Ob die 

jenigen Maßnahmen, für die das Jahr 1971 angegeben sind, erst 

nach dem 1.7.1971 durchgeführt wurden, blieb ungeklärt. Zugun 

sten der Nutzungsberechtigten kann in unkritischen Fällen aller 

dings angenommen werden, daß die berücksichtigten Maßnahmen 

tatsächlich erst nach Inkrafttreten des Überlassungsvertrages auf 
gewendet worden sind. Der Zeitraum dieser anfänglichen Maß 

nahmen wird etwa mit dem Jahr 1974 begrenzt (eine in der Auf 

stellung der Nutzer noch für 1976 angeführte Maßnahme „Zim 

merer- und Holzarbeiten im DG" kann hier - da nicht nachgewie 

sen - nicht berücksichtigt werden, sie fällt unter die den Nut 

zungsberechtigten begünstigende Pauschalierung). Damit ergibt 

sich für die Nutzungsberechtigten eine Kumulierung der Maßnah 

men der Jahre 1971 bis 1974. 

(Anmerkung: Sollte sich aufgrund der Zusammenfassung der von 

den Nutzungsberechtigten angemeldeten investiven Leistungen 

über einen längeren Zeitraum - in diesem Fall von 3 1/2 Jahren -

ergeben, daß sich eine „kritische Größe" abzeichnet, sich also die 

investiven Maßnahmen der Nutzungsberechtigten im Bereich der 

50 %-Marke bewegen, darf nicht mehr zusammengefaßt werden. 

Diese Zusammenfassung wäre nur dann als zulässig anzusehen, 

wenn sich schon hier zweifelsfrei ergibt, daß sich nach der einen 

oder anderen Richtung eine eindeutige Aussage abzeichnet. 

Eine solche kritische Größe wäre im Bereich zwischen 45 % und 

55 % anzusiedeln. Erst wenn sich anhand der Untersuchungen 

ein solcherart eingegrenzter Bereich ergibt, wäre eine detaillierte 

Ermittlung erforderlich. Zeigt sich bei der Bearbeitung, daß es sich 

um einen „kritischen" Fall im Bereich der 50%-Größe handeln 

könnte, ist unerläßlich, nach der engen Auslegung des Gesetzes 

vorzugehen. Dann wäre es sachgerecht, die investiven Leistungen 

der Nutzungsberechtigten in keinem größerem Zeitraum als je 

weils etwa einem Jahr zusammenzufassen. Nur so kann festge 

stellt werden, ob - den Vorgaben des Gesetzes entsprechend -

sich die Waage nach der einen oder anderen Seite senkt.) 

Im vorliegenden Fall hat sich letztendlich ergeben, daß eine „kri 

tische Größe" nicht erreicht wird. Daher war es zulässig, als WST 1 

den 31.12.1974 zu wählen, der den Nutzungsberechtigten durch 

das Zusammenfassen seiner Maßnahmen über Jahre in gewissem 

Maße begünstigt. Da sich zeigen wird, daß das Ergebnis noch im 

mer im unkritischen Rahmen bleibt, ist eine Abrechnung nach Ein 

zeljahren demnach entbehrlich. 

Weitere Maßnahmen sind im wesentlichen It. Angabe im Jahre 

1984 erbracht worden. Nach 1984 sind keine investiven Maßnah 

men dargestellt worden. 

Daher wurden die investiven Maßnahmen zu 2 Wertermittlungs 

stichtagen zusammengefaßt, die den Zeiträumen der Aufwen 

dungen zugeordnet werden können. Zum WST 1 wurden alle Auf 

wendungen einbezogen, die nach dem 1. Juli 1971 bis 1974 an 

gegeben wurden und berücksichtigt werden konnten. Dieses gilt 

auch für die nicht nachweisbaren Aufwendungen, die zum WST 1 

vom 1. Juli 1971 bis zum 31.12.1974 hinzuzurechnen sind (Zeit 

raum: 3 1/2 Jahrey. 
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Als WST 2 wurde der 31.12.1984 gewählt. Schließlich wurde als 

aktueller Wertermittlungsstichtag der WST 3 mit dem Besichti 

gungstermin, also dem 4.4.1995, gewählt. 

Im WST 2 ergibt sich, daß die in dem Zeitraum des WST 1 durch 

geführten Maßnahmen der Nutzungsberechtigten zum WST 2 le 

diglich noch mit ihrem Restwert (nach Ansatz der durchschnittli 

chen Abschreibung) eingehen, gleichermaßen gehen die Investi 

tionen aus den Wertermittlungsstichtagen 1 und 2 in den WST 3 

lediglich noch mit ihrem Restwert ein. 

So ergeben sich einzelne Wertermittlungs-Stichtage (WST) in un 

serem Beispiel: 

WST 1: Zeitpunkt des Abschlusses der ersten, wesentlichen 

Maßnahmen nach Inkrafttreten des Überlassungsvertrages, 
hier 1974 

WST 2: Zeitpunkt des Abschlusses weiterer wesentlicher Maß 

nahmen, hier 1984 

WST 3: Gegenwärtiger Zeitpunkt, 1995 

In einigen Fällen kann es empfehlenswert sein, als weiteren Wert-

•rmittlungsstichtag den 2. Oktober 1990 einzuführen. Besonders 

n, wenn Zweifel über den Ausführungszeitraum von Maßnah-

.en besteht, die als erheblich eingeschätzt werden müssen. Soll 

ten sich bei der letzten Bewertung vor dem Tag der Wiederverei 

nigung kritische Werte ergeben, wäre zu prüfen, ob nicht ohnehin 

als zusätzlicher Stichtag der 2.10.1990 bearbeitet werden sollte. 

Berücksichtigung der Nutzungsdauer von Maßnahmen 

Die Nutzung des Einfamilienhauses im vorgestellten Beispiel war 

nach der Durchführung der oben erwähnten, als erforderlich an 

zusehenden Reparaturen und substanzerhaltenden Maßnahmen 

zum Wertermittlungsstichtag noch gewährleistet. Nach allgemei 

ner Auffassung wird Gebäuden der beschriebenen Art eine ge 

wöhnliche Nutzungsdauer von 80 Jahren für das Wohngebäude 

beigemessen. Aufgrund der vorhandenen, insgesamt als leicht in 

standsetzungsbedürftig anzusehenden Substanz, der allgemeinen 

Erfahrung und unter Würdigung der zum Wertermittlungsstichtag 

herrschenden Wertauffassungen wurde dem Wohngebäude zum 

WST 3 eine technische Restnutzungsdauer von noch rd. 30 Jah 

ren beigemessen, für WST 1 und WST 2 werden analog noch Rest-

itzungsdauern von 51 bzw. 41 Jahren angesetzt. 

n sind sich ändernde Wohnvorstellungen und daraus resul 

tierende höhere Komfortansprüche nicht berücksichtigt. 

Die als „Gesamtnutzungsdauer" angenommene übliche Nutzungs 

dauer kann, insbesondere bei älteren Gebäuden, durchaus von 

der tatsächlichen Nutzungsdauer abweichen. Das liegt daran, 

daß für die allgemeine Einschätzung von baulichen Anlagen ge 

bäudetypische übliche Gesamtnutzungsdauern zugrunde gelegt 

werden. Bei noch instandgehaltenen, daher technisch nutzbaren, 

aber erheblich alten Gebäuden hat der Sachverständige darauf 

abzustellen, daß dem Gebäude die zutreffende, bauartlypische 

übliche Gesamtnutzungsdauer beizumessen ist, und weiterhin, 

welche Restnutzungsdauer für die bauliche Anlage noch anzu 

nehmen ist. Entscheidend für die Bewertung ist also nicht so sehr, 

wie lange das Gebäude schon steht, sondern welche übliche Nut 

zungsdauer und welche Restnutzungsdauer dem Bauteil zuzu 

ordnen ist. Das kann dazu führen, daß sich einerseits bei einem 

alten Gebäude Gesamtnutzungsdauern ergeben, die über der üb 

lichen Nutzungsdauer liegen (hier: mehr als 80 Jahre), anderer 

seits sich bei einem neueren Gebäude solche Restnutzungsdau 

ern ergeben, bei denen die Addition der schon abgelaufenen Nut 

zungsdauer mit der Restnutzungsdauer eine Gesamtnutzungs 

dauer ergibt, die unter der üblichen Nutzungsdauer liegt. Diese 

Entscheidung liegt im verantwortlich zu handhabenden Ermessen 

des Sachverständigen. 

Nunmehr ist es Aufgabe des Sachverständigen, alle Einzelinvesti 

tionen hinsichtlich ihrer durchschnittlichen Nutzungsdauer zu be 

urteilen. Hierfür steht genügend Fachliteratur bereit, die im Roh-

und Ausbaubereich Einzelwerte zur Verfügung stellt. Die Werte 

unterscheiden sich bei den einzelnen Autoren nicht derart, daß 

unterschiedliche Betrachtungsweisen grundlegend abweichende 

Ergebnisse nach sich ziehen würden. Der Einfachheit halber kann 

hier auf die Anlage 5 der WertR 91 zurückgegriffen werden, aus 

der hinreichend bestimmbare Werte für Roh- und Ausbauteile ent 

nommen werden können. Diese Werte sollten allerdings im Ein 

zelfall sorgfältig überprüft werden. Allgemein haben sich nämlich 

Unterschiede in den Bauweisen West und Ost herausgestellt. 

Während die in Westdeutschland gebräuchlichen Bauformen 

weitgehend vergleichbare Standards erreichen, stehen die in Ost 

deutschland vorgefundenen Gebäude vornehmlich in bezug auf 

Ausbau und auch Dauerhaftigkeit der Bauart deutlich zurück. 

In als „nur für den Dienstgebrauch" gekennzeichneten Arbeitshin-^. 

weisen des Landesbauforschungsinstitutes Sachsen wurde be-lj) ' 
reits im Oktober 1990 dargelegt: 

„Neben der differenzierten Baupreisentwicklung haben sich näm 

lich bei den tatsächlichen Eigenschaften von Gebäuden und bau 

lichen Anlagen deutliche Unterschiede herausgebildet, die DDR-

seitig hauptsächlich durch den allgemein niedrigen Ausbaugrad, 

die ungünstige energieökonomische Bauweise und die geringe 

Dauerbeständigkeit - infolge des geringeren Veredelungsgrades 

und der schlechteren Qualität der verwendeten Roh- und Aus 

baumaterialien - heute und in Zukunft zu erheblich höheren Be 

triebskosten bei der Nutzung und höheren Instandsetzungsauf 

wendungen bei der Erhaltung der Nutzungsfähigkeit der Bauwerke 

führen." 

Diese bautechnischen Abweichungen müssen vom Sachverstän 

digen erkannt und berücksichtigt werden. Sie drücken sich allge 

mein in einem niedrigeren langfristigen Nutzen von baulichen Maß 

nahmen aus, die die oben bezeichneten Beeinträchtigungen auf 

weisen. Ferner ist zu beachten, daß auch bei Bauteilen, denen im 

Neubau eine lange Lebensdauer beigemessen wird, diese durch 

ist. Also: Länger als das Gesamtgebäude noch steht, darf auch die ~ 

Lebensdauer eines Einbaues nicht eingeschätzt werden. 

Den investiven Maßnahmen der Nutzer ist nach Zuordnung der je 

weils angemessenen technischen Lebensdauer ab ihrer Fertig 

stellung auch die jeweilige Abschreibung zuzuordnen. Nur so ist 

für spätere Perioden der jeweils zutreffende, auf die investive Maß 

nahme entfallende Restwert darzustellen. Denn es muß jeweils 

stichtagsbezogen ermittelt werden, welcher Zeitwert den investiven 

Maßnahmen beizumessen ist. 

Unklarheiten bei Garagenbauten 

Weiterhin taucht immer wieder auf, daß eine der wesentlichen 

Maßnahmen des Nutzungsberechtigten die Errichtung einer Ga 

rage bzw. eines gedeckten Pkw-Stellplatzes betraf. Für diese bau 

liche Maßnahme besteht noch Aufklärungsbedarf seitens der Ver 

fasser der gesetzlichen Regelungen, oder aber seitens der Recht 

sprechung. Die Bestimmung in § 12 (2) 2. SachenRBerG könnte 

nämlich darauf hindeuten, daß diese Sonderregelung mit seinen 

privilegierenden Folgen nur auf den Wohnteil von Gebäuden an 

zuwenden wäre, also nicht auf eine gesonderte Garage. (Hierbei 
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könnten sich aus der unklaren Gesetzeslage auch noch unter 

schiedliche Beurteilungen daraus ergeben, ob nämlich die Garage 

nun angebaut oder freistehend ist!) Daß eine Garage nicht berück 

sichtigt werden kann, könnte aus der Formulierung geschlossen 

werden, nach der die mehr als 50-%ige Vergrößerung der Wohn 

oder Nutzfläche (zu berechnen nach der II. Berechnungs-Verord 

nung) Voraussetzung für die Rechte des Nutzungsberechtigten 

sein soll, das Grundstück zu den im Gesetz geregelten Vorzugs 

bedingungen zu erwerben. Folgt man dieser Auslegung, wäre die 

Garage nicht zu berücksichtigen. Ob die vom Nutzer in diesem 

Fall zweifelsfrei erbrachte Investition des Anbaues einer Garage 

einbezogen werden kann und muß, könnte im vorliegenden Fall 

also zu einem Streitpunkt werden: 

Nach § 5 (2) SachenRBerG könnte dieses Bauwerk in die Maß 

nahmen einbezogen sein, die dem Nutzer als bauliche Investitionen 

angerechnet werden. Bei enger Auslegung von § 12 (2) Sachen 

RBerG könnte es wiederum aber auch sein, daß diese Maßnahme 

nicht unter die zu berücksichtigenden Investitionen fällt. 

Die Klärung dieser juristischen Frage fällt nicht in den Kompetenz 

bereich eines Sachverständigen für Wertmittlungen; Zur genauen 

/ renzung, ob die eine oder andere juristische Auslegung zutref-

.,J ist, wäre ein juristisches Grundsatz-Gutachten bzw. ein zitier-

fähiges, rechtskräftiges Grundsatz-Urteil erforderlich. Derartige 

juristische Literatur liegt (noch) nicht vor, ebenfalls kein entspre 

chendes einschlägiges Urteil. Auch Konsultationen bei der zustän 

digen Fachabteilung des Bundesministeriums für Justiz ergaben: 

Es handelt sich in der Tat um eine noch nicht eindeutig geklärte 

Einzelfrage, bei der sogar auch zusätzlich noch eine Rolle spielen 

könnte, ob eine solche Garage angebaut oder freistehend ist. 

Daher habe ich für dieses Beispiel, um beide möglichen Alterna 

tiven des zu bearbeitenden Falles darzustellen, 

a) zum einen die baulichen Investitionen des Nutzers einbezo 

gen, die ohne Anbau einer Garage zu berücksichtigen sind, 

und abweichend dazu 

b) zum anderen die baulichen Investitionen des Nutzers einbe 

zogen, die unter Beachtung des Anbaues einer Garage zu 

berücksichtigen sind. 

Beispielsrechnung in Tabellenform 

Dem Beispiels-Gutachten wurden Tabellen angefügt, die in zusam 

mengefaßter Form das Ergebnis der angestellten Untersuchungen 

wiedergaben. Diese werden hier vorgelegt und sollen die Vorge 

hensweise verdeutlichen. Auf diese Tabellen wird hier verwiesen. 

Tabelle baulicher Investitionen ohne Berücksichtigung der Garage (TABELLE 1) 
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In Tabelle 1 ist zunächst der durchschnittliche Kosionanteil jeweils 

der einzelnen Bauteile eines vergleichbaren Einfamilienhauses 

aufgegliedert. Die Aufteilung ist an das Standardleistungsbuch 

(SLß) nach DIN 276 angelehnt. Die Leistungsbereiche des Stan 

dardleistungsbuches beziehen sich bei einem vergleichbaren 

Bauwerk auf Neubaumaßnahmen. Eine solche Aufteilung ist je 

weils auf den vorgefundenen Bautyp abzustimmen. Dies ist hier 

erfolgt und in der Spalte 1 dargestellt. 

Spalte 2 stellt den durchschnittlichen Kostenanteil dieses Lei 

stungsbereiches im Verhältnis zum Gesamtbauwerk dar, bezo 

gen auf ein dem Bewertungsobjekt vergleichbares Bauwerk zum 

Zeitpunkt des Neubaues. Anschließend wurden die von den Nut 

zungsberechtigten angemeldeten investiven Maßnahmen den 

einzelnen Bauanteilen zugeordnet. Mangels konkreter vorgeleg 

ter Kostenaufstellungen war jeweils (großzügig) der Wert des An 

teiles zu schätzen, der diesen Maßnahmen im Verhältnis zu den 

anteiligen Neubaukosten beigemessen werden kann. Dies steht 

im Einklang mit der Gesetzesbegründung, die in der Bundesrats 

drucksache 515/93 davon ausgeht, daß „der Sachwert des Ge 

bäudes, der nach §§ 21 ff. der Wertermittlungsverordnung zu er 

mitteln ist, mit dem Wert der Aufwendungen zum Zeitpunkt ihrer 

Vornahme verglichen werden soll". Großzügig, so die hier vertre-

e Auffassung, sollte die Schätzung deshalb sein, weil in der 

Regel Reparaturen und Umbauten höhere Kosten verursachen, 

^^ sie bei einem Neubau anfallen. Diese Zuordnung ist aus Spal 

te 3 ersichtlich. 

Weitere Kostenanteile sind in der Regel nicht berücksichtigungs 

fähig, sofern nur begrenzte Maßnahmen in Art von Reparaturen 

durchgeführt worden sind, die z.B. ohne Zuhilfenahme von Archi 

tekten oder Fachingenieuren durchgeführt worden sein dürften. 

Das betrifft insbesondere den Kostenfaktor der Baunebenkosten, 

die in der Regel bei den zu betrachtenden Maßnahmen nicht an 

gefallen sind. Daher werden Baunebenkosten im vorgelegten Bei 

spiel als nicht berücksichtigungsfähig angesehen. 

In Spalte 4 wird das Jahr des Abschlusses der Maßnahme ange 

geben. Ferner wird in Spalte 5 den investiven Maßnahmen, die 

den Nutzungsberechtigten als „nachweisbar" anerkannt werden 

konnten, eine übliche Nutzungsdauer dieser baulichen Maßnah 

men beigemessen, angelehnt an WertR 91/76, Anl. 5. Dabei ist 

ersichtlich, daß in der Regel am Ausbau (z.B. Haustechnik) er 

brachte Maßnahmen deutlich geringere übliche Nutzungsdauern 

ben, als die Nutzungsdauer des Gesamtgebäudes beträgt. 

\ eine Besonderheit ist im Falle von Maßnahmen hinzuweisen, die 

... Bereich des Rohbaues durchgeführt worden sind. Zwar haben 

solche Maßnahmen für sich genommen regelmäßig eine hohe Ge 

samtlebensdauer. Diese ist in jedem Fall aber durch die Restle 

bensdauer des Gebäudes begrenzt. Wird im Hause eine neue, 

massive Wand gezogen, ist deren Lebensdauer allein möglicher 

weise mit 100 Jahren anzunehmen. Wenn dem Gebäude hingegen 

nur noch eine Restnutzungsdauer von 50 Jahren beizumessen ist, 

teilt die „neue" Wand das Schicksal des Gesamtgebäudes: Die 

Restlebensdauer ist bei unveränderter Gesamtlebensdauer nur mit 

noch 50 Jahren einzuschätzen. Die Wand hat also schon beim Ein 

bau eine technische Lebensdauer von 50 Jahren. Im vorliegenden 

Fall wird allerdings entgegen dieser allgemein erforderlichen Ein 

schätzung die Gesamtlebensdauer des eingebauten Bauteiles 

höchstens mit der Restnutzungsdauer des Gebäudes gleichge 

setzt. Das vereinfacht das Verfahren und erscheint gerechtfertigt. 

Schließlich wurden in Spalte 6 - bezogen auf die drei genannten 

Wertermittlungsstichtage - den einzelnen baulichen Maßnahmen 

der Nutzer die Anteile zugeordnet, die jede einzelne Investition 

am Gesamtbauwerk jeweils hatte. Hierbei ist die jeweils schon ab 

zusetzende Alterswert-Minderung zu berücksichtigen gewesen. 

Das bedeutet, daß eine vom Nutzer erbrachte Investition - in der 

Regel im Ausbaiibereich - bei der Beurteilung der nächsten Inve 

stitionsphase natürlich nicht in voller Höhe einfließen kann, son 

dern nur in der Höhe, die ihr nach Berücksichtigung der Alters 

wertminderung noch beizumessen ist. Zur Alterswertminderung ist 

noch anzumerken, daß häufig die tatsächliche Nutzungsdauer die 

technisch allgemein anzunehmende Nutzungsdauer noch über 

stieg. Der alte Heizkessel, dem eine allgemeine technische Le 

bensdauer von etwa bis zu 20 Jahren beizumessen war, tat auch 

nach mehr als 20 Jahren noch seinen Dienst. Für solche länger-

lebigen Investitionen, die zwar theoretisch verbraucht waren, aber 

tatsächlich noch genutzt wurden, wurde als „Widerstandsgrenze" 

ein Restwert von 10 % des ursprünglichen Investitionsanteiles 

berücksichtigt. So wurde schon beim WST 1 berücksichtigt, daß für 

die investiven Maßnahmen, wenn sie nicht im Jahre 1974 erbracht 

worden sind, für die schon abgelaufenen Jahre eine Abschrei 

bung anzusetzen war. Daher ist bei Maßnahmen, die vor 1974 er 

bracht wurden, nicht der volle, anteilige Prozentsatz ausgewie 

sen. Der sinnvollen Handhabung dieses Verfahrens wegen wur 

de von einer linearen Abschreibung dieser Maßnahmen ausge 

gangen und somit die Anteile der Nutzbarkeit der einzelnen Maß 

nahmen gleichmäßig und über die übliche Lebensdauer verteilt. 

Logischerweise wurden beim WST 2 und WST 3 die von den Nu 

zungsberechtigten erbrachten investiven Maßnahmen in der je 

weils abgeschriebenen Höhe (Restwert) berechnet. Dadurch wird 

der Wertverzehr der Investition durch Zeitablauf angemessen be 

rücksichtigt. Allerdings verzehrt sich eine investive Maßnahme 

auch nach Ablauf der üblichen Nutzungsdauer nicht vollkommen. 

Die Erfahrung lehrt, daß auch bei länger zurückliegenden investi 

ven Maßnahmen diese noch in manchen Fällen genutzt werden, 

soweit sie noch vorhanden sind. In der Regel sind daher 5 % bis 

10 % der investiven Maßnahme als Restwert noch berücksichtigt 

worden. 

Bei allen kurzlebigen Investitionen, die nicht in den Bereich der 

auch nach dem ZGB von den Mietern übernommenen „Schön 

heitsreparaturen" einzuordnen sind - vornehmlich handelt es sich 

in diesem Beispiel um vom Nutzer erbrachte äußere Anstrichar 

beiten an den Außenfenstern und Außentüren -, wurde nach 

mehr als 10 Jahren kein Restwert mehr berücksichtigt. Es erga 

ben sich nach dieser Methode zu den jeweiligen Wertermittlungs 

stichtagen Anteile am Gesamtbauwerk, die auf die Maßnahmen 

der Nutzer zurückzuführen waren. Nur informatorisch wurde die 

sen sich ergebenden prozentualen Anteilen die Beträge hinzuge 

fügt, die als Pauschalen für nicht nachgewiesene MaßnahmeiÄ^ 

einzuführen sind. ^ 

Es sind, und das ist der einfachere Teil, entsprechend den ge 

setzlichen Vorgaben die pauschal anzurechnenden, nicht nach 

gewiesenen Maßnahmen aufzustellen. Hierbei sind für die ersten 

5 Jahre je 2 %, für die restlichen Jahre bis 2.10.1990 je 0,5 % an 

gerechnet worden. Aus der Addition der beiden Prozentsätze er 

gibt sich eine Maßzahl. Diese ist allerdings für sich noch nicht aus 

sagekräftig. Denn die beiden unterschiedlichen Arten von Maß 

nahmen - einmal nachgewiesene, zum anderen nicht nachge 

wiesene - sind nun wiederum auf unterschiedliche Ausgangs 

größen zu beziehen. Daher ist aus der oben beschriebenen Ta 

belle 1 noch kein eindeutiges Ergebnis abzulesen, wenn die 

50%-Grenze nicht erreicht sein sollte. Die jeweiligen prozentua 

len Anteile sind nämlich auch noch unterschiedlich zu gewichten. 

Daher war in einer zweiten Tabelle dieser unterschiedlichen Ge-

wichtung Rechnung zu tragen. Die gesetzlich geregelten, nicht 

nachgewiesenen Maßnahmen werden auf den jeweiligen Gebäu 

derestwert - entsprechend § 12 (2) 2. a) u. b) SachenRBerG - be 

zogen. (Auch hier wäre bei der Feststellung, daß ein „kritischer 

Bereich" vorliegt, eine z.B. jahresweise Ermittlung anzuraten. Das 

lag hier nicht vor.) 
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Während sich It. Gesetz die Einschätzung des Anteiles der nicht 

nachweisbaren Investitionen am Gebäudezeitwert orientiert, sieht 

es bei den nachweisbaren Investitionen anders aus. Hier werden 

sozusagen Neubauinvestitionen getätigt, die, will man den prozen 

tualen Anteil dieser Maßnahmen folgerichtig weiterhin zugrunde 

legen, nicht auf den Zeitwert der baulichen Anlagen bezogen wer 

den dürfen. Dieses wäre eine einseitige Benachteiligung des Nut 

zers. Er hat Neubaukosten gehabt, daher dürfen seine Aufwen 

dungen auch nur mit der Latte der Gesamt-Neubaukosten ge 

messen werden. Somit sind die Werte dieser investiven Maßnah 

men logischerweise auf den jeweiligen Neubauwert zum entspre 

chenden Wertermittlungsstichtag zu beziehen. Damit wird erreicht, 

daß die baulichen Investitionen auch bei alten Gebäuden einen je 

weils angemessenen Wertanteil bekommen. Also sind die dort er 

mittelten Prozentsätze auf die jeweils zum Stichtag zu ermitteln 

den Neubaukosten des betrachteten Gebäudes zu beziehen - oh 

ne die von den Nutzungsberechtigten erbrachten Maßnahmen. 

Das geschieht in Tabelle 2, der Sachwertermittlung (siehe unten). 

Erst in Tabelle 2 ergibt sich, ob eine kritische Größe von der einen 

oder anderen Seite festzustellen ist. Im vorliegenden Fall ist zu al 

len drei Wertermittlungsstichtagen eine Nähe zu der kritischen 

nicht festzustellen. 

<L 
Prozentzahl der nicht nachweisbaren Investitionen ist am je 

weiligen Wertermittlungsstichtag auf den dann zu ermittelnden Ge 

bäude-Zeitwert zu beziehen. Die Multiplikation des Gebäude-Zeit 

wertes mit dem pauschalen, prozentual zu berücksichtigenden 

Anteil ergibt den Wertanteil, der dem Nutzer am Zeitwert [It. Ge 

setz: „Gebäuderestwert", § 12 (2) 2. a) und b) SachenRBerG] des 

Gesamtgebäudes zum entsprechenden Zeitpunkt zuzurechnen ist. 

Es wurden also die für die baulichen Investitionen des Nutzers er 

mittelten Prozentzahlen (vgl. Tabelle 1) mit den sich jeweils zum 

Wertermittlungsstichtag ergebenden Gebäude-Neuwerten multi 

pliziert. 

Schließlich war eine Summe aus den absoluten Werten zu bilden, 

die sich bislang ergeben haben. Zum einen sind dies die Anteile, 

die aus der Pauschal-ßegünstigung zu errechnen waren (bezo 

gen auf den jeweiligen Gebäude-Zeitwert), zum anderen kommen 

die vorstehend erläuterten Anteile für die nachweisbaren Investi 

tionen (bezogen auf den jeweiligen Gebäude-Neuwert) hinzu. 

Es war erkennbar, daß durch den Bezug der baulichen Investitio 

nen des Nutzers auf den Neubauwert auch nach Abzug der Al 

terswertminderung der Anteil des Nutzers deutlich steigt. Dennoch 

erreicht er im vorliegenden Beispiel noch nicht die kritische Mar 

ke von 50 %. 

Nachdem diese Summe gebildet war, wurde das Ergebnis ins Ver 

hältnis zum Gebäude-Zeitwert gesetzt, wie im Gesetz vorgegeben. 

Es kommt übrigens bei dem ersten Teil der Tabelle 2 (Spalten 1 

bis 3) nicht darauf an, welchen - sonst für eine Sachwertermittlung 

so entscheidenden - Raummeterpreis der Sachverständige ein 

setzt. Selbst bei (extrem) verändertem Raummeterpreis verändert 

sich das Ergebnis überhaupt nicht, da nur prozentuale Werte ver 

glichen werden. Es ergibt sich in den Spalten 1 bis 3 dieselbe Pro 

zentzahl, ob nun der Raummeterpreis mit 1 RM oder mit 100 RM 

angenommen wird. 

Eine Auswirkung auf die Prozentzahlen hat der vom Sachverstän 

digen festzusetzende Raummeterpreis erst in dem zweiten Teil der 

Tabelle, nämlich wenn die von den Nutzungsberechtigten errich 

tete Garage mit ins Kalkül einbezogen wird. Hier zeigt sich, da eine 

feste, zusätzliche Berechnungsgröße eingeführt wird, daß ein ho 

her anfänglicher Raummeterpreis die anteiligen investiven Maß 

nahmen drückt, ein niedriger Raummeterpreis den anteiligen Wert 

der investiven Maßnahmen höher erscheinen läßt. 

Im vorliegenden Fall war der in die Tabelle eingesetzte Raumme 

terpreis zu wählen, da er den Gegebenheiten des vorgefundenen 

Bauwerkes entsprach. 

Sachwertermittlung unter Einbeziehung der investiven Maßnahmen (TADELLE 2) 
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Wäre nun bei dem WST 1 ein Ergebnis ermittelt worden, das einen 

investiven Anteil der Nutzungsberechtigten von (deutlich) mehr als 

50 % ausweist, hätten sich weitere Untersuchungen für die übrigen 

Wertermittlungsstichtage erübrigt. Denn dann wäre schon hier 

nachgewiesen, daß dem Gesetz entsprechend dem Nutzungsbe 

rechtigten das Recht auf Erwerb oder Einräumung eines Erbbau 

rechtes zustünde. Das Gesetz geht davon aus, daß die Über 
schreitung dieser „kritischen Grenze" lediglich bei einem der sach 

gerecht zu wählenden Stichtage ausreicht, um die privilegierenden 

Folgen für die Nutzungsberechtigten auszulösen. 

Dieser Fall lag hier nicht vor. Daher waren auch dieselben Ermitt 

lungen für den weiteren festzustellenden WST anzustellen. Da 

sich auch hier kein Hinweis auf ein Überschreiten der „kritischen" 

Größe ergab, waren dieselben Ermittlungen auch für den WST 3 

anzustellen. Zu keinem der drei Wertermittlungsstichtage war ein 

Überschreiten der kritischen 50-%-Grenze erkennbar. (Dasselbe 

Ergebnis zeigte sich auch bei dem gesondert betrachteten Fall, 

bei dem die von den Nutzungsberechtigten errichtete Garage mit 

in die Berechnung einbezogen wurde.) 

Wie oben ausgeführt, war noch nicht eindeutig davon auszuge-

' en, daß der Bau der Garage in die baulichen Investitionen ein-

*■ gezogen werden darf oder nicht. Der möglicherweise mit zu berück-

richtigende Bau der Garage wurde in einer weiteren Tabelle (Ta-

elle 2, Spalten 4 bis 6) mit berücksichtigt. (Grundlage dieser Ta 

belle sind die Ergebnisse der Tabelle 1.) Die Sachwertermittlung 

ist tabellarisch einmal unter Einbeziehung der Garage und einmal 

ohne den Bezug dazu dargestellt. 

In diesem Tabellenteil wurde der Garagenanbau in derselben 

Weise behandelt, wie auch die nachweisbaren baulichen Investi 

tionen beurteilt worden sind. Es wurde der jeweilige Neubauwert 

und auch der Gebäude-Zeitwert [identisch mit „Restwert" gem. 

§ 12 (2) 2. a) und b) SachenRBerG] der baulichen Anlagen zu den 

jeweiligen Wertermittlungsstichtagen ausgewiesen. Es wird deut 

lich, daß bei Berücksichtigung des Garagenanbaues der anteilige 

Wert der baulichen Investitionen des Nutzers naturgemäß steigt, 

im vorliegenden Beispiel allerdings immer noch nicht in die Nähe 

der 50 %-Grenze. 

Der Wert der Garage (einseitiger Anbau an den bestehenden 

Baukörper, massive Wände, Pultdach, Betonsohle, Holztore, sehr 

einfache Bauweise) wurde wie folgt ermittelt und - am Beispiel 

Jes WST 1 dargestellt - in die Tabelle jeweils mit dem zutreffenden 

eingefügt: 

m3 

Wertermittlungsstichtag (WST) 31. Dezember 1974 

Garage, It. Angabe 1973 erbaut (Abschluß der Maßnahme) 

01 Umbauter Raum gesamt (s.o.) 55 

02 Preis pro m3 (1913 = 100), 

sachverständig eingeschätzt 7 Mark 

03 Baunebenkosten (BNK) 5 % 

04 Gebäudeweri 1913 incl. BNK (01 x 02 + 03) -104 Mark 

05 Teuerungsfaktor 1913 bis WST 1170,60 Mark/DM 

06 Gebäudewert zum WST (04 x 05) 4730,00 DM 

07 Restnutzungsdauer zum WST 51 Jahre 

08 Nutzungsdauer bis zum WST 1 Jahr(e) 

08a Übliche Gesamtnutzungsdauer 50 Jahre 

09 Alterswertminderung analog 

WertR 91 3.6.3.1 Anlage 6 . 1 % 

10 Betrag der Alterswertminderung 

(06 x Faktor aus 09) 47 DM 

11 Reparaturrückstau zum WST 0 DM 

12 Gebäudezeitwert zum WST rd. 4680 DM 

(06-10-11) 

Analog zu dieser Berechnung wurden die jeweiligen Zeitwerte der 

Garage zu den übrigen Stichtagen ermittelt, und zwar für WST 2 

mit rd. 7540,- DM, für WST 3 mit rd. 0900,- DM und in die Tabel 

le eingefügt. 

Ein Ansatz der technischen Wertminderung wegen Schäden konn 

te lediglich zum WST 3 erfolgen, da sie nur zu diesem Termin fest 

stellbar war. Sie wurde mit DM 25 000,- eingeführt. Die als erfor 

derlich angesehenen Maßnahmen sind im Gutachten erläutert. 

Nicht beriicksichtigungsfähige Aufwendungen des Nutzers 

Um es noch einmal zu verdeutlichen: Aus der Betrachtung schei 

den alle Maßnahmen aus, die beispielsweise die Kultivierung des 

Grundstücks, seine Wege und seine Einfriedungen betreffen. Die 

vorhandenen, nicht bebauten Grundstücksflächen gehören mit 

ihrem Aufwuchs nicht in den Rahmen dieser Bewertung. Nicht 

berücksichtigungsfähig sind daher entsprechend dem Gesetzes-

Wortlaut Maßnahmen an Wegen, Zäunen, im Garten, also alles, 

was außerhalb der bewohnbaren Baulichkeit ist. Mir werden in 

solchen Fällen natürlich auch zahlreiche Aufwendungen vorge 

legt, die derartige Umfriedungen, Wegebefestigungen, Beseitigung 

von Schutt auf dem Grundstück usw. beinhalten. Diese sind aber 

eindeutig nicht berücksichtigungsfähig. 

Von vornherein auszuscheiden sind aus Gründen der zeitlichen 

Einschätzung ebenfalls alle Maßnahmen, die vor dem Zeitpunkt 

des Vertragsbeginnes des Überlassungsvertrages lagen. In unse 

rem Beispiel hatten sowohl die Eltern der späteren Nutzungsbe 

rechtigten Verwendungen auf das schon länger genutzte Haus 

getroffen, als auch die Nutzer als Mieter. Diese Maßnahmen woll 

ten sie verständlicherweise als ihren Beitrag berücksichtigt wissen. 

Aber: Alle noch von den heutigen Berechtigten des Überlas 

sungsvertrages als Mieter erbrachten Leistungen sind nicht in die 

Berechnungen miteinzubeziehen. Das wird in all den Fällen pro 

blematisch sein, in denen die Nutzer einige Zeit vor dem Abschluß 

des Überlassungsvertrages schon mit investiven Maßnahmen be 

gonnen haben. 

Gleichfalls müssen alle baulichen Investitionen gesondert betrach 

tet werden, die nach dem 2. Oktober 1990 erbracht wurden [vgl. 

§ 12 (2) 2. b) vorletzter und letzter Satz]. Nach dem 2. Oktober 1990 

und bis zum 20. Juli 1993 werden dem Nutzer alle die Maßnah 

men angerechnet, die als „notwendig" einzuschätzen waren. Hier 

ist eine enge Auslegung angemessen. Weiterhin auszuscheide 

sind alle Maßnahmen, die nach dem 20. Juli 1993 begonnen wur 

den. Investitionen, die der Nutzer nach dem 20. Juli 1993 begon 

nen hat, die aber nicht mit dem Eigentümer abgestimmt waren, 

sind überhaupt nicht berücksichtigungsfähig. 

In einem anderen Fall waren die Nutzungsberechtigten nach der 

Wiedervereinigung in Baumärkten gewesen und waren fasziniert 

von dem Angebot neuzeitlicher Fenster. Die alten, hölzernen Ka 

sten-Doppelfenster wurden ihnen als zu energieaufwendig geschil 

dert. Sie entschlossen sich zum Austausch. Im Jahre 1992 wurden 

sämtliche Holzfenster des Hauses durch neue Kunststoffenster er 

setzt. Diese Maßnahme konnte bei der Berechnung nach § 12 (2) 

SachenRBerG nicht berücksichtigt werden: Der Wunsch zur Ener 

gieeinsparung (wenn er durch Austausch der Kasten-Doppelfen 

ster gegen Zweischeiben-isolierverglaste Kunststoffenster über 

haupt erfüllt werden kann) ist zwar lobenswert, aber eindeutig 

nicht als notwendig einzustufen. Die Investition konnte nicht 

berücksichtigt werden. 

In 1994 entschloß sich der Nutzer, einen neuen Heizkessel nebst 

Brenner einzubauen, ohne hierzu mit dem (ihm schon bekannten) 

Eigentümer Einvernehmen herzustellen. Ob die Investition nun 
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notwendig war (z.B. weil keine Heizwärme mehr erzeugt werden 

konnte), oder aber nur eine geringfügigere Kesselreparatur ge 

reicht hätte, spielt hier keine Rolle mehr. Die Arbeiten wurden nach 

dem 20. Juli 1993 begonnen und scheiden daher aus. 

Fazit 

Aus den beigefügten Tabellen und den vorstehend gegebenen Er 

läuterungen ergibt sich im vorgestellten Beispielsfall zu keinem 

der Wertermittlungsstichtage, daß ein Anteil von investiven Maß 

nahmen zusammen mit diesen gleichgestellten, festgelegten Pau 

schalen von mehr als 50 % feststellbar war, die auf Maßnahmen 

der Nutzungsberechtigten bzw. ihnen pauschal angerechnete 

Wertanteile zurückzuführen war. Aufgrund des Umstandes, daß 

im Fall des „zusammengefaßten" Wertermittlungsstichtages 1 

zum 31.12.1974 ein Wertanteil im Bereich einer „kritischen Größe" 

zwischen 45 % und 55 % nicht ermittelbar war, war es auch nicht 

erforderlich, für den betreffenden Wertermittlungsstichtag geson 

derte Untersuchungen anzustellen. Dies gilt sowohl für die Be 

trachtung ohne Berücksichtigung der Garage wie auch für den 

Fall, daß die Garage einbezogen werden soll. Somit liegt in die 

sem Beispiel kein Fall vor, nach dem die Berechtigten des Über 

lassungsvertrages Rechte in Anspruch nehmen können, die sich 

§ 12 Abs. 2 Ziffer 2 i.V.m. § 5 Abs. 1 Ziffer 3 c) SachenRBerG 

eben könnten. 

^,h dem Ergebnis der Beispielsuntersuchung ist es nicht erfor 

derlich zu prüfen, welche Werte sich für den Grund und Boden bei 

Anwendung des SchuldRAnpG ergeben würden. 

Diese Ausführungen sollen mit dem dargestellten Ergebnis nur ei 

ne Beispielsbetrachtung wiedergeben. So wird hier auch darauf 

verzichtet, für den Fall eine Bodenwertermittlung anzuschließen, 

daß dem Nutzungsberechtigten aufgrund seiner investiven Maß 

nahmen das Recht zusteht, die Privilegien des Kaufes oder der 

Überlassung im Erbbaurecht in Anspruch zu nehmen. Dieses wä 
re einer gesonderten Beurteilung vorbehalten. 

In dieser Darstellung können selbstverständlich nicht alle Nuan 

cen und Facetten von Beispielsfällen bearbeitet werden. Die Pro 

blemstellungen sind derart vielfältig, daß allein über die Auswirkung 

der unterschiedlichen Voraussetzungen vielfältige Überlegungen 
angestellt werden können. 

Weiterhin wären weitere Verfeinerungen der hier vorgestellten Me 

thoden denkbar. Zum Beispiel dahingehend, daß auch für die Ab 

schreibungen der Investitionen des Nutzers die Roßsche Ab 

schreibungstabelle entsprechend der WertR 91/76 herangezogen 

werden könnte. Weiterhin könnte eine Aufteilung innerhalb der ein 

zelnen Wertermittlungsstichtage unterschiedlich eingeschätzt wer 

den, wenn zu den jeweiligen Stichtagen unterschiedliche Zusam 

mensetzungen der Bauteile nach SLB und DIN 276 vorhanden 

gewesen sein sollten. Ob durch solche zusätzlichen Feinheiten ei 

ne höhere Genauigkeit erreicht werden kann, ist im Einzelfall zu 

prüfen. Für diese Darstellung grundsätzlicher Arbeitsweisen sind 

diese Überlegungen entbehrlich gewesen. 

Anschrift des Verfassers: 

Prof. Roland R. Vogel 

Kurfürslendamm 132 a, 10711 Berlin 

MinRat Dipl.-Ing. Wolfgang Kleiber 

Privatisierung und Deregulierung im Bereich der 

Grundstückswertermittlungen 
Chancen und Herausforderungen an einen Sachverständigenverband 

Es handelt sich hierbei um den auf einer 

Fachtagung des Deutschen Sachverstän 

digentages am 7. März gehaltenen Vortrag 

von Ministerialrat Wolfgang Kleiber, dem 

*erdes Referates Wertermittlung (RSI3) 

. Bundesministeriums für Raumordnung, 

iwesen und Städtebau. Aus der Sicht 

j Verfassers sollen damit Anstöße für ei 

ne grundlegende Neuordnung des Sach 

verständigenwesens für Grundstücks werte 

gegeben werden. Angesichts jüngerer Ent 

wicklungen ist sie im Interesse des Ver 

braucherschutzes überfällig. 

1. Vom Zeitgeist 

In immer wiederkehrenden Wellen wird das 

Thema der „Privatisierung" und der „Dere 

gulierung" auch auf die fachpolitische Ta 

gesordnung gesetzt. Wo aber der Zeitgeist 

scheinbar unantastbare Maßstäbe setzt, 

sollten Besonnenheit und Augenmaß nicht 

Opfer blinden Eifers werden. Dies gilt ins 

besondere für den Bereich des Sachver 

ständigenwesens für Grundstückswerte, der 

geradezu als ein Lehrstück dafür stehen 

kann, was Thomas Mann einst in bitteren 

Tagen mit den Worten beschrieb: "Wo aber 

der politische Geist Trumpf ist, wird nach 

Talent nicht viel gefragt, und die Stümper 

haben gute Tage." 

2. Privatisierung im Sachverständigen 

wesen für Grundstückswerte 

Daß das Thema der Privatisierung im 

Sachverständigenwesen für Grundstücks 

werte immer wieder auf die Tagesordnung 

gehieft wird, ist für sich allein schon ein er 

staunliches Phänomen. So hat zuletzt der 

Bundesverband Mittelständige Wirtschaft 

- BVMW - im Rahmen eines 15-Punkte-

Programms unter dem Titel-„Privatisierung 

und Deregulierung für die freien Berufe" 

u.a. gefordert, die nach dem Baugesetz 

buch eingerichteten Gutachterausschüsse 

für die Wertermittlung von Grundstücken 

aufzulösen und ihre Aufgaben öffentlich be 

stellten und vereidigten Grundstückswert 

ermittlern zu übertragen.1 

Die Forderung ist nicht neu. Bereits im Zu 

ge der Beratungen zum Bundesbaugesetz 

- BBauG - 1960 konstatierte die CDU 

(Rheinland-Wirtschaftsausschuß) in ihrer 

Stellungnahme zum Entwurf des BBauG, 

daß keine zwingenden Gründe für die Ein 

richtung von Gutachterausschüssen be 

stünden.2 Unter Hinweis auf die Regie 

rungserklärung vom 4.5.1983 ist auch in der 

Folgezeit unter dem Leitgedanken einer 

„Verlagerung öffentlicher Dienstleistungen 

auf freiberuflich Tätige" eine Einschränkung 

des Aufgabenbereichs der Gutachteraus 

schüsse gefordert worden. Die Verfechter 

dieser Forderung waren mit wissenschaft 

lichen Gutachten schnell zur Hand.3 

1 GuG aktuell 1994, 34. 

2 abgedruckt in Boden, SBV, Stadtbau-Verlag, Do 

kumentation Band III S. 47 f., Deutschor Verband 

für Wohnungswesen, Städtebau und Raumpla 

nung e.V., Bonn 1968. 

3 vgl. hierzu: aktuelle Beiträge des Presse- und In 

formationsamtes der BRog Nr. 16/1904 vom 

23.2.1904, die die „Aufgabenverlagerung auf die 

wirtschaftliche Selbstverwaltung im Bereich des 

Sachverständigenwesens ausdrücklich nennt; vgl. 

auch BT-Drucks. 11/0985, S. 18 ff.; Hoflmann in 

GewArch 1991, 251; vgl. auch Ossenbühl, F., Die 

Erfüllung von Verwaltungsaufgaben durch Private, 

Veröffentlichung der Vereinigung deutscher Staats 

rechtslehrer Berlin 1971 Band 29; Forum 1985,121; 

Siedentopf, H., Die Übertragung von öffentlichen 
Dienstleistungen auf öffentlich bestellte und verei 

digte Sachverständige, Rechtsgutachten, Speyer 

1988; Wanhotf in DÖV 1982, 310. 
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